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Zu dem im Betreff genannten Gesetzesentwurf wird Stellung genommen wie folgt: 

 

Zu Z. 3: 

§ 2 Abs. 8 zweiter Satz des Entwurfes bestimmt, dass die Bundesrechenzentrum 

GmbH dann nicht den Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes 2002 unterliegt, 

wenn sich die Gesellschaft selbst an Vergabeverfahren als Bieter beteiligt, 

insbesondere Subunternehmerleistungen beschafft oder Arbeitsgemeinschaften zum 

Zwecke der Beteiligung an einem Vergabeverfahren bildet.  

 

Unklar ist, weshalb die Beschaffung von Subunternehmerleistungen durch die 

Gesellschaft vom Geltungsbereich des Bundesvergabegesetzes ausgenommen ist. In 

den Erläuterungen sollte klargestellt werden, welche Ausnahmebestimmung des § 6 

Abs. 1 des Bundesvergabegesetzes 2002 auf diese Beschaffung von Leistungen durch 

die Gesellschaft Anwendung findet.   

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 Für die Vorarlberger Landesregierung 

Der Landesrat 

 

 

 

Mag Siegi Stemer 
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